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(Nr. 11393.) Verordnung, betreffend die Förderung des Wiederaufbaues der durch den Krieg 
zerſtörten Ortſchaften in der Provinz Oſtpreußen. Vom 19. Januar 1915. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen c, 
verordnen, nach dem Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, auf Grund des Artikel 63 
der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen Staat vom 31. Januar 1850 für 
den Umfang der Provinz Oſtpreußen, was folgt: 


$1. 

Das Geſetz, betreffend die Umlegung von Grundſtücken in Frankfurt a. M., 
vom 28. Juli 1902 (Geſetzſamml. S. 273) und das Geſetz wegen Abänderung 
des $ 13 des vorbenannten Geſetzes vom 8. Juli 1907 Geſetzſamml. S. 259) 
können für den Bezirk derjenigen Städte ſowie derjenigen Landgemeinden mit 
mehr als 2000 Einwohnern, welche von der Zerſtörung durch die Kriegsereigniſſe 
betroffen worden ſind, durch den Oberpräſidenten unter Zuſtimmung des Provinzialrats 
eingeführt werden. 

2. 

Durch die Bauordnungen kann insbeſondere geregelt werden: 

1. die Abſtufung der baulichen Ausnutzbarkeit der Grundſtücke ; 

2. die Ausſcheidung beſonderer Ortsteile, Straßen und Plätze, für welche 
die Errichtung von Anlagen nicht zugelaſſen iſt, die beim Betriebe 
durch Verbreitung übeler Dünſte, durch ſtarken Rauch oder ungewöhn⸗ 
liches Geräuſch, Gefahren, Nachteile oder Beläſtigungen für die Nach⸗ 
barſchaft oder das Publikum überhaupt herbeizuführen geeignet ſind 

3. der Verputz und Anſtrich oder die Ausfugung der vornehmlich Wohn⸗ 
zwecken dienenden Gebäude und aller von Straßen, Plätzen oder anderen 
öffentlichen Verkehrsflächen aus ſichtbaren Bauten, ſowie die einheitliche 
Geſtaltung des Straßenbildes. 


98 - 
Sofern die bauliche Entwickelung es erfordert, ſollen die Bauordnungen für 
die Ausführung der Wohngebäude, beſonders hinſichtlich der Standfeſtigkeit und 
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der Feuerſicherheit, unterſchiedliche Vorſchriften geben, je nachdem ſich dieſe auf 
Gebäude größeren oder geringeren Umfanges beziehen. 

Geben Bauordnungen für größere Bezirke gleichzeitig Beſtimmungen für 
größere und kleinere Gemeinden, ſo ſollen ſie hinſichtlich der Höhe der Gebäude 
und der Geſchoßzahl unterſchiedliche Beſtimmungen treffen, welche die beſonderen 
Verhältniſſe der Gemeinden berückſichtigen. 


§4. 

Sofern die Verhältniſſe es erfordern, ſollen durch Polizeiverordnung für 
die Herſtellung und Unterhaltung der Ortsſtraßen abgeſtufte Vorſchriften je nach 
deren Beſtimmung (Hauptverkehrsſtraßen, Nebenverkehrsſtraßen, Wohnſtraßen, 
Wohnwege uſw.) gegeben werden. 


85. 
Dieſe Verordnung tritt an dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 19. Januar 1915. 


(J. S.) Wilhelm. \ 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. v. Tirpitz. Beſeler. 

v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. 
Lentze. v. Falkenhayn. v. Loebell. Kühn. v. Jagow. 


(Nr. 11394.) Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent⸗ 
eignungsverfahrens beim Bau der Kleinbahn von Lüben nach Kotzenau. 
Vom 13. Januar 1915. 


Auf Grund des § 1 der Allerhöchſten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes 
Enteignungsverfahren zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beſchäftigung 
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 Geſetzſamml. S. 159) wird 
beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften der 
Verordnung bei dem Bau der unterm 7. Juli 1914 genehmigten Kleinbahn 
von Lüben nach Kotzenau (mit unmittelbarem Gleisanſchluß an die Staatsbahn 
bei Lüben und Kotzenau), zu deren Ausführung der Kleinbahn⸗Aktiengeſellſchaft 
Lüben-Kotzenau in Lüben das Recht zur Entziehung und zur dauernden Be⸗ 
ſchränkung des Grundeigentums durch den auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung 
Seiner Majeſtät des Königs ergangenen Erlaß des Staatsminiſteriums vom | 
29. Oktober 1914 verliehen worden ift, Anwendung findet. 
Berlin, den 13. Januar 1915. 


Das Staatsminiſterium. 
Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. 
Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. Kühn. 
Redigiert im Bureau des Staatsminiſterums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefefammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 M 
und 1884 bis 1913 zu 4,60 //) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


